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Z E I T G E  S P R iS L C X Z

Immer wieder Vermögenspolitik

Alle reden über Vermögenspolitik. Die Vorschläge und Initiativen häufen sich. Doch 
welche Pläne stellen wirklich einen Fortschritt dar?

Neue Ansätze in der Vermögenspolitik
Dr. Michael Schulz-Triegiaff, Bonn

Die Novellierung des 2. Ver­
mögensbildungsgesetzes als 

einen neuen Ansatz zu bezeich­
nen, mag auf den ersten Ein­
druck übertrieben erscheinen. 
Eine genauere Überprüfung des 
neuen Gesetzes zeigt jedoch, 
daß neben der reinen Verdop­
pelung des Begünstigungsrah­
mens auf 624,— DM wesentliche 
Akzente fü r eine Reform der 
Vermögenspolitik gesetzt wor­
den sind.

Abbau sozialer 
Ungerechtigkeiten

Mit der Einführung einer a ll­
gemeinen Sparzulage von 30 °!o 
(für Familien m it drei und mehr 
Kindern 40% ) wurde endlich die 
frühere Steuer- und Sozialab­
gabenfreiheit und damit die ein­
deutige Bevorzugung höherer 
Einkommensschichten beseitigt. 
So konnte beispielsweise nach 
der bislang geltenden Regelung

ein Arbeitnehmer m it zwei Kin­
dern und einem Monatseinkom­
men bis zu 700 ,- DM bei An­
lage von 312 ,- DM nichts von 
der Steuer absetzen, weil er 
noch nicht steuerpflichtig ist. Un­
ter den gleichen Bedingungen 
ergab sich jedoch fü r einen Ar­
beitnehmer m it 1500,- DM Mo­
natsverdienst eine Steuererspar­
nis von 5 6 ,-  DM, während bei 
einem Monatsverdienst von 
4000,— DM die Steuerersparnis 
bereits 108 ,- DM betrug.

Die sozialen Ungerechtigkei­
ten waren also beträchtlich und 
führten zu einer Subventionie­
rung der ohnehin hohen Spar- 
fähigkeit oberer Einkommens­
schichten. Die Sparzulage schafft 
hier gleiche Bedingungen und 
bringt, zusammen mit der neuen 
Einkommensgrenze, eine soziale 
Komponente in das Gesetz, 
denn bei Überschreiten eines 
Jahreseinkommens von DM

24000 ,- für Ledige bzw. DM 
48 000 ,- für Verheiratete wird 
keine Zulage mehr gewährt. Man 
mag die daraus resultierende 
Ersparnis fü r den öffentlichen 
Haushalt von 50 Mill. DM als 
unbedeutend bezeichnen, es 
scheint jedoch, daß es endlich 
einmal gelungen ist, die staat­
liche Förderung in der Vermö­
gensbildung gezielt nur auf un­
tere und m ittlere Einkommens­
schichten auszurichten. Insofern 
sollten bei der Beurteilung die­
ser neuen Regelung nicht so 
sehr ihre finanziellen Auswir­
kungen und ihre richtige Festle­
gung, sondern vielmehr ihre Be­
deutung als Präzedenzfall für 
die notwendige Reform der 
Sparförderung in den Vorder­
grund gestellt werden.

Höherer Wiri<ungsgrad

Das neue Vermögensbildungs­
gesetz w ird auf jeden Fall einen
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wesentlich höheren Wirl<ungs- 
grad haben als die vorangegan­
genen, denn immerhin sind be­
reits in Erwartung des Gesetzes 
seit Anfang 1970 für rd. 7 iVliil. 
Arbeitnehmer Tarifverträge über 
vermögenswiri<same Leistungen 
abgeschlossen worden. Das er­
ste Vermögensbildungsgesetz 
von 1961 wurde dagegen nur von 
380 000 Arbeitnehmern in An­
spruch genommen: wohl vor al­
lem weil es die Möglichkeit von 
Tarifverträgen über vermögens­
wirksame Leistungen nicht ent­
hielt. Das zweite Vermögensbil­
dungsgesetz nutzten in vier Jah­
ren ebenfalls nur 5 Mill. A rbeit­
nehmer aus, davon rd. 4 Mill. als 
sogenannte § 4-Fälle, also durch 
Sparen aus Lohn oder Gehalt.

Das neue Gesetz dürfte da­
gegen endlich den entscheiden­
den Durchbruch bringen, weil es 
wesentliche Nachteile bisheriger 
Regelungen beseitigt und -  das 
sollte auch gesehen werden — 
weil die Tarifpartner offenbar 
die Notwendigkeit einer aktiven 
Vermögenspolitik erkannt haben 
und daher das Gesetz ihre Zu­
stimmung findet.

Abschließend sei noch er­
wähnt, daß der Bundestag mit 
dem Gesetzentwurf einen Ent­
schließungsantrag verabschiede­
te, nach dem die Bundesregie­
rung bis zum 30. Juni 1971 einen 
Gesetzentwurf zur Reform der 
gesamten Sparförderung vorzu­
legen hat. Dabei soll insbeson­
dere das System vereinheitlicht 
und vereinfacht sowie gezielter 
auf untere und m ittlere Einkom­
mensschichten ausgerichtet wer­
den. Weiterhin soll in der Re­
form eine Verlagerung von Steu­
ervergünstigungen auf Prämien 
und Zulagen erfolgen.

Beschlüsse 
auf dem SPD-Parteltag

Auf dem SPD-Parteitag wurde 
nahezu einstimmig ein Antrag 
des Parteivorstandes angenom­
men, den eine Kommission un­
ter Vorsitz von Georg Leber er­
arbeitet hatte. Interessant an

diesem Beschluß sind eigentlich 
zwei Dinge. Einmal wurde end­
lich von den verschwommenen 
Zielvorstellungen vergangener 
Jahre abgegangen und ganz 
konkret gefordert, die Bundes-

Die A u to ren
unseres
Ze itgesp rächs;

Michael Schulz-Trieglaff, 
28, Dr. rer. pol., Diplom- 
Volkswirt, studierte in 
Hamburg und London 
Volkswirtschaft. Nach sei­
ner Tätigkeit ais wissen­
schaftlicher Assistent an 
der Universität Hamburg 
wurde er 1969 Assistent 
des Bundestagsabgeord­
neten Philip Rosenthal.

Heinz Oskar Vetter, 51, 
is t Nachfolger von Ludwig 
Rosenberg im Amt des 
DGB-Vorsitzenden. Der 
ehemalige 2. Vorsitzende 
der IG Bergbau und Ener­
gie begann seine Karriere  
1952 als Gewerkschafts­
sekretär. Er is t M itg lied  
zahlreicher Ausschüsse, 
u. a. des Wirtschafts­
und Sozialausschusses der 
EWG, M itg lied der EKD, 
Bundesarbeitsrichter und 
sitzt im Aufsichtsrat der 
neuen Einheitsgesellschaft 
des Ruhrkohlebergbaus.

Otto Andreas Friedrich, 68, 
Dr. h. C ., is t seit dem letz­
ten Jahre Präsident der 
Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberver­
bände. Der persönlich haf­
tende Gesellschafter der 
Friedrich F lick KG, Düssel­
dorf, gehörte u .a . schon 
vorher dem Präsidium die­
ser Vereinigung und des 
BDI an.

regierung soll „a ls  Mindestziel 
anstreben, in einem 10-Jahres- 
zeitraum die Bildung eines Pri­
vatvermögens in der Größen­
ordnung eines durchschnittli­
chen Arbeitnehmer-Jahresein­
kommens zu ermöglichen“ .

Gleichzeitig hat die Bundesre­
gierung in einem jährlichen Be­
richt über den Stand der Reali­
sierung dieser vermögenspoliti­
schen Zielpro jektion Auskunft zu 
geben.

Legt man das gegenwärtige 
Durchschnittseinkommen zu­
grunde, so bedeutet diese Z ie l­
projektion, daß jeder Arbeitneh­
mer mindestens 624,— DM pro 
Jahr vermögenswirksam anlegen 
muß, um nach Ablauf von 10 
Jahren m it Zulagen, Prämien 
und Zinsen den Gegenwert 
eines durchschnittlichen Jahres­
einkommens zu erreichen. Auf 
die Gesamtzahl der Arbeitneh­
mer übertragen, ergibt sich eine 
jährliche Vermögensbildung von 
rd. 13 Mrd. DM.

Der Vermögensbildung von 13 
Mrd. DM pro Jahr stehen aber 
nur neu emitierte Aktien im 
Kurswert von jährlich 2,8 Mrd. 
DM gegenüber, von denen nach 
Schätzung der Börsenreform­
kommission 40% , also 1,2 Mrd., 
auf dem freien Markt verfügbar 
sind. Da zentrales Anliegen je­
der Vermögenspolitik eine Be­
te iligung der Arbeitnehmer am 
Produktivvermögen ist, enthält 
der Beschluß des Parteitages 
folgerichtig die Forderung nach 
einer Ausweitung des Angebots 
an Beteiligungswerten, u. a. 
durch nejLie Unternehmensfor­
men wie etwa Beteiligungsge­
sellschaften. Darüber hinaus soll 
das Angebot an Wertpapieren 
durch die Kreditfinanzierung öf­
fentlicher Investitionen erweitert 
werden, wobei auf eine ange­
messene Rendite fü r die An­
leger zu achten ist.

Vermögensabgabe 
für Unternehmen . . .

Alle bislang geschilderten 
Punkte des Parteitagsbeschlus­
ses haben in der Öffentlichkeit 
wenig W iderhall gefunden. An­
ders verhält es sich m it dem 
Kernpunkt des Beschlusses, der 
bei seiner Realisierung eindeutig 
zu Lasten einer bestimmten 
Gruppe gehen muß. Gemeint
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ist die gesetzliche Verm ögens­
abgabe fü r U nternehm en ab 
einer bestim m ten Größe, m it 
deren H ilfe d ie  W irkung verm ö­
gensbildender T a rifve rträge  ver- 
stärkt werden so ll. A u f de r Un­
ternehmerseite gab es dann 
auch gleich d ie  entsprechende 
Reaktion, und de r U nternehm er­
brief des Indus trie ins titu ts  
sprach davon, daß d ie  führende 
Regierungspartei den Boden der 
freiheitlichen W irtschafts- und 
Gesellschaftsordnung verlassen 
hat.

Mehr noch a ls m ögliche Be­
lastungen durch eine V erm ö­
gensabgabe scheint d ie  U nter­
nehmerseite jede  Fondskon­
struktion zu fürchten. In dem 
Parteitagsbeschluß sind dezen­
trale und ö ffen tliche  Investm ent­
fonds vorgesehen, von denen 
die Verm ögensabgabe gesam ­
melt und fü r d ie F inanzierung 
privater und ö ffen tliche r Investi­
tionen zur Verfügung ges te llt 
werden soll. Für das Industrie ­
institut sind d iese Fonds „e in  
Instrument fü r eine d irig is tische  
Investitions- und S tru k tu rp o lit ik “ .

Dem ließe sich zum indest en t­
gegenhalten, daß d ie  Fondsidee 
als solche vo llkom m en neutra l 
ist. Das A rgum ent des D irig is ­
mus wäre erst dann s tichha ltig , 
wenn K onstruktion und A n lage­
politik der e inze lnen Fonds fes t­
liegen. Der Parteitagsbeschluß 
sagt jedoch h ie rüber nichts aus, 
und insofern dü rfte  d ie  Reak­
tion der U nternehm erseite n icht 
mehr als e in „vo rbeugender 
Warnschuß“ sein.

Es wäre jedoch der Sache ab­
träglich, wenn sich d ie  U nter­
nehmerverbände über e ine ge­
nerelle Ablehnung h inaus n icht 
zur M itarbeit bere itfinden, denn 
eine Um verteilung des zukünf­
tigen Vermögenszuwachses ist 
nicht a lle in über ta r ifve rtra g li­
che Lösungen zu erre ichen. D ies 
ergibt sich n icht nur aus der 
Tatsache, daß über 1 M ill. A r­
beitnehmer keinem Tarifbere ich  
angehören, sondern auch aus 
der Unm öglichkeit, durch T a rif­

verträge genere ll „zusä tz liche “ 
Leistungen zugunsten der A r­
be itnehm er erre ichen zu können.

D arüber h inaus ist zu beach­
ten, daß eine V erm ögenspo litik  
sich auch von sozia len Z ie lvo r­
ste llungen le iten lassen muß. 
S ie kann demnach n icht untätig  
ble iben, w enn vorhandene Un­
tersch iede im E inkom m ensni­
veau zw ischen hoch- und w en i­
ger p roduktiven Branchen der 
V o lksw irtscha ft noch durch un­
te rsch ied liche verm ögensw irk­
same Le istungen ve rs tä rk t w e r­
den.

Auch de r H inw eis auf eine 
Verbesserung der M o b ilitä t des 
P roduktionsfakto rs  A rb e it is t 
dann bedeutungslos, denn d ie 
V erm ögenspo litik  so ll und kann 
sich n icht de r S tru k tu rp o lit ik  un­
te rordnen. S ie muß sich v ie l­
m ehr In ihrem  G rundanliegen 
von anderen Z ie lvo rs te llungen  
le iten lassen als d ie  W irtschafts­
p o litik .

. . .  eine notwendige Ergänzung

E rg ib t sich dam it d ie  N otw en­
d igke it, ta r ifve rtrag liche  Lösun­
gen zu ergänzen, so is t es nur 
konsequent, do rt anzusetzen, 
w o hohe Verm ögenszuwächse 
vorliegen. Genau d ies aber w ird  
durch eine Verm ögensabgabe 
erre icht, deren Erträge an a lle  
A rbe itnehm er, m öglicherw eise 
nach e iner E inkom m ensstaffe­
lung, w e iterzugeben sind. Die 
überbe trieb liche  B e te iligung am 
Verm ögenszuw achs könnte  da­
m it no tw end ige  U nterschiede bei 
ta rifve rtrag lichen  Lösungen nivel­
lie ren helfen.

Verm ögensabgabe und 6 2 4 ,-  
DM -Gesetz könnten schließlich 
auch m ite inander kom bin ie rt 
w erden. H ierzu w äre fo lgender 
Weg denkbar. D ie Bundesreg ie­
rung läßt auf de r Basis des 
624-DM-Gesetzes beiden T a rif­
pa rtnern  den Vorrang und setzt 
led ig lich  gew isse Le itlin ien . Die 
Le itlin ien  geben unter Berück­
s ichtigung de r kon junktu re llen  
Lage an, in welchem  Verhä ltn is

sich A rbe itnehm er, A rbe itgeber 
und S taat in d ie  jäh rlich  pro 
Kopf aufzubringende Verm ögens­
b ildung (be isp ie lsw eise 6 2 4 ,-  
DM) te ilen  sollten.

Die Le itlin ien  sind natürlich 
fü r d ie  T a rifpa rtne r unverb ind­
lich und geben som it a lle in  d ie 
V ors te llungen der Bundesreg ie­
rung w ieder. Die Bundesreg ie­
rung so llte  jedoch nur dann 
ihren A n te il e ingeben, wenn sich 
d ie  T a rifpa rtne r an d ie  Le itlin ien  
halten ode r m ögliche bzw. no t­
w end ige  Abweichungen fü r e in ­
zelne Branchen begründen kön­
nen.

Für d ie  G ewerkschaften be­
deute t d ies einen A nre iz fü r den 
Abschluß von Tarifverträgen 
über verm ögensw irksam e Lei­
stungen, denn der A rbe itnehm er 
e rhä lt bei e iner E igenbete iligung 
Leistungen des A rbe itgebers und 
des Staates sow ie d ie  üblichen 
Vergünstigungen des Verm ö- 
gensb ildungs- und der Sparprä- 
m iengesetze. Um auch auf der 
U nternehm  erse ite  „ 1 n centi ves“ 
zu setzen, w äre zu überlegen, 
ob n icht d ie  Unternehm en ihre 
E ffektivbe lastung aus verm ö­
gensw irksam en Leistungen an 
A rbe itnehm er (also verm ögens­
w irksam e Leistung abzüglich 
au ftre tender S teuerersparnisse) 
ganz oder te ilw e ise  gegen d ie 
Verm ögensabgabe aufrechnen 
könnten. Im Falle e iner vo lls tän­
d igen Aufrechnung w ürde sich 
bei den Unternehm en ke iner­
lei zusätzliche Belastung aus 
verm ögensw irksam en Le istun­
gen ergeben. A lle rd ings  müßte 
dann der S taat darauf achten, 
daß tro tz  de ra rtige r „Incen tives “ 
die Erträge aus der Verm ögens­
abgabe ausreichen, um seinen 
Ante il an der jäh rlichen  Ver­
m ögensbildung der A rbe itneh­
mer zum indest annähernd finan ­
zieren zu können.

Hirriinger-Plan

Eine interessante Lösung des 
Fonds-Problem s bei überbe­
tr ie b lich e r E rtragsbete iligung hat 
der A rbe itsm in is te r von Baden-
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W ürttem berg, H irrünger, vorge- 
legt. A lle  großen Gruppen des 
deutschen K red itgew erbes so l­
len nach diesem  Vorschlag 
Fonds bzw. Förderungsgesell­
schaften gründen, d ie  durch Aus­
gabe von A ktien  A rbe itnehm er 
a ls G esellschafter aufnehmen. 
Die Förderungsgesellschaften er­
halten F inanzierungsm itte l aus 
e iner G ew innbete iligung der 
Unternehm en, d ie  in Form 
von E igenkap ita lan te ilen , Forde- 
run g sre d ite n  oder bar abzufüh­
ren ist. Bei A b führung von Eigen- 
kap ita lan te iien  können d ie  Un­
ternehm en eine Fördergese ll­
schaft w ählen, d ie  dann s tille r 
G esellschafter w ird . D ie G ew inn­
abgabe is t gesetzlich vorge­
schrieben, so ll aber in ih rer 
Höhe von den Ta rifpa rtne rn  aus­
gehande lt w erden.

Insow e it un terscheidet sich 
de r H irrlinger-P lan  kaum von 
anderen Vorschlägen. Neu ist 
a lle rd ings  der Abstim m ungsm e­
chanismus, nach dem d ie  Be­
te iligungsw erte  an d ie  A rbe it­
nehm er w e ite rg e le ite t w erden. 
H irrünger sch lägt vor, daß d ie 
A rbe itnehm er über eine zentra le  
Verrechnungsste lle  nach Punkten 
bemessene Berechtigungen er­
halten, d ie  von e iner M indest­
höhe m it dem Einkom m en bis 
zum 1’/2fachen d ieser M indest­
höhe anste igen. D ie Berechti­
gung e rm öglich t es dem e inze l­
nen A rbe itnehm er, sich eine 
Fördergesellschaft fre i zu w äh­
len und ihre A ktien  zu erwerben. 
Entsprechend den durch eine 
dera rtige  W ahl gesetzten P rio ri­
tä ten ve rte ilt d ie  zentra le  Ver­
rechnungsste lle  das Aufkom m en 
aus der G ew innbete iligung an 
d ie  e inzelnen Fördergesellschaf­
ten.

Das m arktw irtscha ftliche  Ele­
m ent des H irrlinger-P lans lieg t 
darin , daß die Fördergesellschaf­
ten des K red itgew erbes im W ett­
bew erb m ite inander stehen und 
durch günstige  K onditionen, 
hohe W ertzuwächse und /oder 
Verm eidung von R isiken um die 
Berechtigungen der A rbe itneh­

m er konkurrie ren . Im Endergeb­
nis w erden Fördergese llschaf­
ten, d ie  den P räferenzen der 
A rbe itnehm er am m eisten ent- 
gegenkom m en, den größten Teil 
de r Berechtigungen auf sich ver­
e in igen. Jede A rt s taa tliche r Ein­
flußnahm e is t ausgeschlossen.

Es besteht a lle rd ings  d ie  M ög­
lichke it, daß sich angesichts der 
jäh rlich  um zuschichtenden M illi-  
ardenbeträge besonders e rfo lg ­
reiche Fördergesellschaften zu 
bedenklichen Machtzusam m en- 
ba llungen entw icke ln . A ber auch 
d ies w äre led ig lich  ein durch­
aus typisches E rgebnis m arkt­
w irtscha ftliche r Abläufe, n icht 
aber d ir ig is tische r E ingriffe  des 
Staates, und d ie  bestehenden 
Gesetze gegen W ettbew erbsbe­
schränkungen so llten  e igentlich 
ausreichen, um h ie r w irk liche  
M ißbräuche zu verh indern.

Der gesetzliche Beteiligungslohn

Aus dem ursprünglichen B urg ­
bacher-P lan hat d ie  CDU/GSU- 
F raktion das Konzept eines 
gesetzlichen Bete iligungslohnes 
entw icke lt. Ein entsprechender 
G esetzentw urf lieg t dem Bun- 
tag vor. D ieser G esetzentw urf 
s ieh t vor, daß a lle  A rbe itnehm er 
eine verm ögensw irksam e Lei­
stung von 20 DM m onatlich er­
halten, d ie zweckgebunden in 
B ete iligungsw erten  anzulegen 
ist. Der A rbe itnehm er e rhä lt zu­
sätzlich eine V erm ögensb il­
dungszulage von 3 0 % , sow eit 
d ie  verm ögensw irksam e Le i­
stung n icht 360,— DM im Jahr 
überste ig t.

W ie auch im 2. Verm ögens­
b ildungsgesetz erhalten A rb e it­
geber m it b is zu 50 A rbe itneh ­
mern eine S teuervergünstigung 
von 3 0 %  auf ve rm ögensw irk­
same Leistungen bis zu 360,— 
DM je  A rbe itnehm er, höchstens 
jedoch 3 0 0 0 ,- DM im Jahr. Um 
einen A nre iz zu r fre iw illig e n  Ge­
w ährung von verm ögensw irksa­
men Leistungen über die gesetz­
lich vorgeschriebene M indest­
höhe zu geben, ist da rüber h in ­

aus fü r A rbe itgebe r m it m ehr 
als 50 Beschäftig ten eine w e i­
te re  S teuervergünstigung vorge­
sehen. Sie be träg t 1 0 %  des die 
gesetzliche Leistung b is  zur 
Höhe von 120,— DM überste igen­
den Betrages.

Aushöhlung der Tarifautonomie

Gegen den gesetzlichen Be­
te iligungs lohn  s ind  sow ohl von 
A rbe itgebern  und G ew erkschaf­
ten a ls auch von de r SPD eine 
Reihe von Bedenken ge ltend 
gem acht w orden. Das H auptar­
gum ent is t dabei de r Zwangs­
charakter des Bete iligungslohns. 
Der a lle in ige  H inw eis auf den 
gesetzlichen Zwang dü rfte  je ­
doch kaum überzeugend sein, 
denn ähnliche staa tliche  E in­
g riffe  s ind in fas t a llen B ere i­
chen der G ese llscha ftspo litik  zu 
finden.

Es scheint v ie lm ehr, daß ein 
w esen tlicher E inwand gegen den 
G esetzentw urf in de r V erb in ­
dung von gesetzlichem  Zwang 
und Z e itpunk t zu suchen ist; 
denn d ie  T a rifau tonom ie  w ird  
durch staa tliche  E ingriffe  in 
einem M om ent ausgehöhlt, in 
dem beide T a rifp a rtn e r d ie  Ver­
m ögensb ildung de r A rbe itneh ­
m er a ls eine w ich tige  Kom po­
nente in ih re r ve rte ilu n g sp o liti­
schen A useinandersetzung er­
kannt haben. Es ist~aber w enig 
s innvo ll, d iesen Prozeß, der be­
re its  erste  Ergebnisse bringt, 
durch gesetzliche Maßnahmen 
um lenken ode r ga r brem sen zu 
w o llen . Gerade d ie  CDU/CSU 
als expon ie rte r V e rtre te r einer 
fre ihe itlichen  W irtschafts- und 
G ese llschaftsordnung so llte  den 
Ta rifpa rtne rn  n icht in dem Mo­
ment ihren A ktionsraum  ein­
engen, w o  sie be re it s ind, ihn 
se lbst auszufü llen.

Neben diesem  Haupteinwand 
ve rlie ren  A rgum ente  w ie  das un­
zure ichende A ngebo t an Betei­
ligungsw erten , Belastungen fü r 
den S taatshaushalt ode r ga r die 
Zem entierung de r G ew innre la­
tion  erheblich an Bedeutung. Sie 
dürften  eher D eta ilfragen be-
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rühren, d ie  in d ieser oder an­
dere r Form bei a llen Plänen auf­
tre ten, denn gerade auf dem 
G ebiet de r Verm ögensreform  
„s teck t de r Teufel eben im De­
ta il“ .

Entscheidend is t le tztlich , daß 
man s taatliche E ingriffe  verm ei­
den so llte , wenn w ich tige  An­
zeichen darauf hinweisen, daß sie

in d ieser Form n icht notw endig  
s ind. Eine de ra rtige  Aussage w ird  
s icherlich  in manchen Kreisen 
W iderspruch hervorru fen und 
den H inw eis auf d ie  gep lan te  
Verm ögensabgabe de r SPD p ro ­
vozieren. Man so llte  dabei a lle r­
d ings nicht übersehen, daß die 
Verm ögensabgabe im Gegensatz 
zum B ete iligungs lohn  nur e r­
gänzenden C harakter hat, und

schließ lich hat eine Vermögens­
abgabe gegenüber dem Beteili­
gungslohn den großen Vorteil, 
d o rt anzusetzen, w o hohe Ver­
m ögenszuwächse vorliegen. Der 
gesetzliche Beteiligungslohn 
w ürde  dem genüber a lle  Unter­
nehmen tre ffen, und dies obwohl 
der Schluß von hoher Lohnin­
tens itä t au f hohe Vermögenszu­
wächse durch nichts belegt ist.

Staatlichen Zwang vermeiden
Dr. O tto  A. F riedrich, Köln

In seinem  A ufsatz ve re in ig t 
S chu lz-T rieg la ffV orsch läge von 

untersch ied licher sachlicher w ie 
p o litische r Bedeutung. W ährend 
zum Beisp ie l das D ritte  Ver­
m ögensbildungsgesetz die par­
lam entarischen Hürden genom ­
men hat und inzwischen ver­
kündet ist, hat de r Entw urf 
e ines B ete iligungslohngesetzes 
keine M ehrhe it gefunden. Ferner 
s ind d ie  Beschlüsse des jüng ­
sten SPD-Parteitages als A b­
sichtserk lä rungen bzw. a rtiku ­
lie rte  Z ie lvo rs te llungen  sicher­
lich anders zu bew erten als d ie  
zum Te il technischen Ä nderun­
gen des Zw eiten  V erm ögensb il­
dungsgesetzes. Dennoch scheint 
m ir e ine zusam m enfassende 
D arste llung der d ie  Verm ögens­
b ildungsd iskuss ion  der letzten 
M onate beherrschenden Pläne 
und Entw ürfe verd ienstvo ll, w eil 
s ie gee ignet ist, einen Ü berb lick 
über den Stand de r D inge zu 
schaffen.

W er sich vo r Augen hält, daß 
d ie  V e rm ögenspo litik  e iner G rat­
w anderung g le icht, bei de r die 
E rreichung des hohen Z ie les ge­
fäh rde t is t durch ein Abrutschen 
in d ie  Abgründe der A rbe its los ig ­

keit, de r w irtschaftlichen S tagna­
tion  und des G eldw ertschw un­
des, w ird  erkennen, daß ver­
m ögenspo litische Maßnahmen 
jew e ils  nur vo rs ich tige  Schritte  
sein können. Es w äre v ie l ge­
w onnen, w enn das Bewußtsein 
A llgem e ingu t w ürde, daß auf 
diesem  schw ierigen Terra in  v/ag- 
ha ls ige Sprünge unangebracht 
sind.

Begünstigte Arbeiter

U nter diesem  A spekt w ürde 
ich n icht zögern, das D ritte  V er­
m ögensbildungsgesetz als einen 
dera rtigen  S chritt zu bezeich­
nen, der m it S icherheit h ilft, d ie 
V erm ögensbildung der A rb e it­
nehm er voranzubringen und 
dem — so hoffe ich — w eite re  
w oh lüberleg te  S chritte  fo lgen 
w erden.

D ie Verdoppe lung des A nlage­
betrages auf 624 DM scheint m ir 
n icht nur deshalb  geboten, weil 
sich se it de r F ix ierung der an­
lagefäh igen Summe auf 312 DM 
das Lohn- und G ehaltsniveau 
auf m ehr als das D oppelte  e r­
höht hat, sondern w eil von dem 
höheren Betrag auch eine g rö ­
ßere R eizw irkung ausgeht.

Die Ablösung der gegenwär­
tigen S teuer- und Sozialabga­
ben fre ihe it durch ein Zulagen­
system begrüße ich aus den­
selben w ie  von Schulz-Triegiaff 
angeführten G ründen. Allerdings 
w ird  d ie  durch d ie  vermögens­
w irksam e A n lage bedingte ge­
ring füg ige  M inderung der Ren­
tenansprüche o ft über Gebühr 
strapaz ie rt. Die Verringerung der 
m onatlichen Rente macht für 
jede  A nlage von 312 DM ledig­
lich P fennigbeträge aus und wird 
in fo lge  des durch d ie Vermö­
gensb ildung erre ichten Vermö­
genszuwachses w e it überkom­
pensiert. Zu persönlichen Härten 
könnte  es eher bei Krankheit 
ode r A rbe its los igke it kommen. 
W enn solche Fälle auch verein­
ze lt b lieben und durch die Än­
derung des Zweiten Vermögens­
b ildungsgesetzes im vergange­
nen Jah r s ta rk abgemildert 
w urden, so respektiere ich doch 
das dadurch ausgelöste Gefühl 
e ine r Beeinträchtigung der so­
z ia len S icherung, d ie mancher 
A rbe itnehm er em pfunden haben 
mag. H ier lieg t de r psychologi­
sche Ansatzpunkt der Verbes­
serung, und von hier aus läßt 
sich eine stärkere Bereitschaft
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de r A rbe itnehm er zur Anw en­
dung des Gesetzes erhoffen.

Besitzende Bürger

i\/Iit de r Festsetzung e iner Ein- 
kom m ensgrenze fü r d ie  Inan­
spruchnahm e der staatlichen 
Vergünstigungen e rfü llt de r Ge­
setzgeber eine se it Jahren auch 
von de r Bundesverein igung der 
Deutschen A rbe itgeberverbände 
erhobene Forderung nach Kon­
zentra tion  der Förderungsm itte l 
auf d ie  Bezieher k le ine r und 
m ittle re r E inkom m en.

Abgesehen von de r Aufnahm e 
des Lebensversicherungsvertra­
ges in den A n lagekata log  han­
de lt es sich bei den übrigen Än­
derungen w eitgehend um tech­
nische Verbesserungen, w ie  z. B. 
den „S parvertrag  über verm ö­
gensw irksam e Le istungen“ , der 
das Verfahren fü r a lle  B e te ilig ­
ten vereinfacht.

Ich stim m e m it Schulz-Trieg­
la ff in de r Überzeugung über­
ein, daß das D ritte  Verm ögens­
b ildungsgesetz einen höheren 
W irkungsgrad haben w ird  als 
d ie  beiden vorangegangenen 
Gesetze, und ich fo lg e  ihm auch 
in der Ansicht, daß le tz tlich  das 
Engagem ent be ider T a rifpa rtne r 
d ie  tre ibende  K ra ft fü r das 
sprunghafte  A nste igen der Zahl 
ve rm ögenb ildender A rbe itneh­
m er ist. D ie Tarifabsch lüsse der 
jüngsten Z e it über verm ögens­
w irksam e Leistungen habe ich 
m it großer Genugtuung aufge­
nommen, w eil ich s ie als ein 
Zeichen fü r den Um denkprozeß 
w erte, de r sich innerha lb  der 
G ewerkschaften vo llz ieh t und 
der d ie  W andlung des A rbe ite rs  
zum besitzenden Bürger beg le i­
te t und fö rde rt. Ich begrüße d ie ­
se positive  E inste llung der Ge­
w erkschaften, d ie  im Zusam ­
m enw irken m it dem Angebot de r 
BDA vom O ktober 1968 zu r Ver­
e inbarung eines ta riflichen  In- 
vestiv lohnes d ie Chance fü r e ine 
w e ite re  e rfo lg re iche Verm ögens­
p o lit ik  b ietet.

Die Vorste llungen, den A rb e it­
nehm er in d ie  Lage zu verse t­
zen, innerha lb  eines 10-Jahres- 
ze itraum es ein priva tes V erm ö­
gen in Höhe eines durchschn itt­
lichen A rbe itnehm erjah rese in ­
kom m ens zu b ilden, ist n icht 
a lle in  G edankengut de r SPD, 
sondern ich habe sie vo r e in ige r 
Z e it als das auch von den A rb e it­
gebern angestrebte  Z ie l bezeich­
net. Daß d ieses E rgebnis ohne 
zusätzliche Maßnahmen a lle in  
auf der G rund lage des D ritten 
V erm ögensbildungsgesetzes er­
re icht w erden kann, bew eist das 
Zah lenbe isp ie l, daß ein durch­
schn ittlicher A rbe itnehm er bei 
jä h rlich e r A nlage von 624 DM 
etw a 380 DM an Sparzulage, 
S parpräm ie und Zusatzpräm ie 
erhä lt, so daß der Verm ögens­
zuwachs jäh rlich  rd. 1000 DM 
beträgt. Bei 5 % ig e r Verzinsung 
m acht sein G uthaben am Ende 
des zehnten Jahres nach den 
Berechnungen des Bundesar­
be itsm in is te rium s etw a13500D M  
aus, lieg t a lso höher a ls das 
gegenw ärtige  D urchschnittse in­
kommen.

Veränderung 
der Vermögensverteilung

Geht man von der Präm isse 
aus, daß sich im Laufe der Ze it 
das Verm ögen a lle r 22 M illionen  
A rbe itnehm er jäh rlich  um 1000 
DM erhöht, so e rg ib t sich eine 
Verm ögensb ildung pro Jah r in 
Höhe von rd. 22 M rd. DM, ein 
Betrag, de r d ie  Verm ögensver­
te ilung  in einem überschauba­
ren Ze itraum  s ich tbar zugunsten 
de r A rbe itnehm er verändern 
würde.

S chu lz-T rieg la ff w e is t zu Recht 
auf d ie  Tatsache hin, daß eine 
de ra rtige  Summe nicht vo lls tän ­
dig in B ete iligungsw erten  ange­
leg t w erden kann. Deshalb so ll­
te  d ie  H in lenkung des A rbe it­
nehm erinteresses auf B e te ili­
gungspap iere  nach m einer A u f­
fassung Hand in Hand m it e iner 
Vergrößerung des A ngebots ge­
hen. H ie rfü r b ie te t sich der Weg

der steuerlichen Erleichterung 
der Aktienausgabe, d ie  die Um­
w and lung b ishe rige r Unterneh­
m enskonstruktionen in Aktien­
gesellschaften fö rde rn  könnte, 
ebenso an w ie  d ie  Gründung 
von Kap ita lbe te iligungsgese ll­
schaften auf Publikumsbasis. 
Ferner is t nach Wegen zu su­
chen, das Instrum ent de r „stillen 
B e te iligung “ der Arbeitnehmer 
auf b e tr ie b lid ie r Ebene zu ver­
fe inern.

Gegen staatlichen Zwang

W enn ich m it Schulz-Trieglaff 
b is h ie rin  e in ig  g ing, so schei­
den sich d ie  G e is te r deutlich 
an der gesetzlichen überbetrieb­
lichen E rtragsbete iligung. Dabei 
is t es n icht d ie  Notwendigkeit 
e ines oder m ehrerer Fonds, die 
die U nternehm erse ite  zur Ab­
lehnung de ra rtig e r Pläne veran­
laßt, sondern  d ie  Überzeugung, 
daß der E insatz staatlichen 
Zwanges zu wirtschaftlichen 
Schäden, insbesondere zu einer 
Verm inderung der Investitions­
tä tigke it, führen müßte. A ls kom­
petenten Zeugen dafür, daß es 
sich h ie rbe i n icht um eine bloße 
Schutzbehauptung handelt, darf 
ich W a lte r Hesselbach, den Vor­
standsvorsitzenden der Bank für 
G em einw irtschaft, anführen, der 
sich kürzlich gegen gesetzliche 
G ew innabgaben aussprach, weil 
d ie  G efahr bestünde, daß 
sie d ie  Selbstfinanzierungsrate 
schm älern, d ie  notwendig sei, 
um das W achstum der Wirt­
schaft zu sichern. Auch Georg 
Leber e rschein t e ine gesetzliche 
Lösung nicht erstrebenswert. 
Für ihn hat, w ie  er vor kurzem 
im Fernsehen erklärte, auch in 
d ieser Frage die fre ie  Verein­
barung im W ege eines Tarif­
vertrages d ie  P rio ritä t vor ge­
se tz licher Verpflichtung.

N icht das Anknüpfen am Ge­
w inn und n icht der Fonds-Ge­
danke als so lcher also, der auch 
in m einen unter der Bezeichnung 
„F ried rich -P lan “ bekanntgewor­
denen Vorschlägen eine Bolle 
sp ie lt — wenn auch als Vielzahl
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privatwirtschaftlich aufgezogener 
Investment-Fonds —, s ind die 
Gründe fü r d ie S te llungnahm e 
der Unternehmer gegen V ors te l­
lungen wie den Krelle-P lan, son­
dern in erster Linie der s tarre  
gesetzliche Abgabezwang.

Verknüpfung möglich?

Die von Schulz-Triegiaff sk iz­
zierte Konstruktion e iner Ge­
winnabgabe der Unternehm en 
aufgrund ta rifve rtrag licher Ver­
einbarung scheint auf den er­
sten Blick eine gesetzliche Ver­
pflichtung zu verm eiden. Bei 
näherer Betrachtung w ird  a lle r­
dings deutlich, daß es sich le­
diglich um eine Umgehung der 
Tatsachen handelt, denn d ie  Be­
kanntgabe von Le itlin ien  und 
die Abhängigkeit der staatlichen 
Förderungsmaßnahmen von der 
Einhaltung d ieser Le itlin ien  
durch die T a rifpa rtne r schafft 
eine mit gesetzlichem Zwang 
durchaus verg le ichbare S itua­
tion für die T a rifve rtragspar­
teien. Berücksichtigt man zu­
dem die geplante Ausrichtung 
der Leitlinien auf d ie zu erw ar­
tende Konjunkturentw icklung, so 
muß sich ein derartiges M itte l 
angesichts der beschränkten 
Vorhersehbarkeit von K on junk­
turabläufen vollends als untaug­
liches Instrument erweisen. Da­
gegen wäre es der Überlegung 
wert, ob sich nicht W ege fin ­
den lassen, d ie vom Staat zur 
Vermögensbildung beizusteuern­
den Finanzmittel in Form von 
Anreizen m it so hohem W ir- 
I<ungsgrad einzusetzen, daß der 
gewünschte Erfolg ohne d ire k ­
ten oder indirekten Zwang er­
zielt wird.

Hirrlinger-Plan

Beim H irrlinger-P lan handelt 
es sich um eine überbetrieb liche 
Ertragsbeteiligung aufgrund ge- 
setzlicherVerpflichtung w ie  beim 
Gleitze- und Krelle-P lan, a lle r­

d ings m it e in igen Neuerungen 
gegenüber d iesen beiden Mo­
de llen : Das eine neue E lem ent 
ist d ie  E inschaltung der T a rif­
partner, d ie sich an eine Leit­
lin ie  zu halten haben. Insow eit 
da rf ich auf das bere its  Ge­
sagte verw eisen. Das andere ist 
d ie  Umgehung eines ö ffen tlich- 
rechtlichen Fonds durch d ie  Be­
trauung e iner bere its  bestehen­
den Ins titu tion  m it den A ufga­
ben e ine r C learingste lle  bei 
g le ichze itige r Gründung dezen­
tra le r und m ite inander konkur­
rie render Fonds durch d ie  Kre­
d itw irtscha ft. D ieserW eg scheint 
m ir bei e ine r Lösung auf über­
be trieb liche r Ebene de r e inzig 
gangbare — w eil e inzig  m arkt­
w irtscha ftliche  — zu sein. Be­
m erkensw ert is t fe rne r d ie  Kon­
s truktion  de r Fonds a ls A k tien ­
gesellschaften und d ie  Ausgabe 
von A ktien  an d ie  A rbe itnehm er, 
w e il so eine B ete iligung der 
A rbe itnehm er am w irtscha ftli­
chen W achstum erre ich t werden 
kann. T ro tz  d ieser pos itiv  zu 
bew ertenden M od ifika tionen  
b le iben aber d ie  g rundsä tz li­
chen Bedenken gegen eine ge­
setzliche G ew innabgabe be­
stehen.

Der gesetzliche Beteiiigungsiohn

Der Entw urf e ines B e te ili­
gungslohngesetzes dü rfte  durch 
den Erlaß des D ritten  Verm ö­
gensbildungsgesetzes w e itge ­
hend irre levan t gew orden sein, 
und zw ar n icht nur aus Ab­
stim m ungsgründen, sondern ins­
besondere, w e il d ie  ta rifliche  
Entw icklung bei A nhalten des 
im M om ent s ichtbaren T rends 
d ie  Z ie lvo rs te llung  de r CDU/ 
CSU im H inb lick  au f d ie  Höhe 
der verm ögensw irksam en Le i­
stungen in absehbarer Z e it e in ­
geho lt haben w ird . Ich möchte 
desha lb  auf e ine Erörterung der 
gegen den gesetzlichen B e te ili­
gungslohn sprechenden A rgu­

mente verzichten und led ig lich 
darauf hinweisen, daß sich 
bei de r unter anderem  zu d ie ­
sem G esetzentw urf durchgeführ­
ten Sachverständigen-Anhörung 
durch den Bundestagsausschuß 
fü r A rbe it und Sozia lordnung 
praktisch kein B efürw orte r d ie ­
ser K onzeption gefunden hat.

Verfeinerte Modelle

Z ieh t man das Fazit aus den 
erörte rten  Ü berlegungen, so 
scheint m ir, daß uns das 624- 
DM-Gesetz in V erb indung m it 
de r zu erw artenden ta riflichen 
Entw icklung de r Verm ögensb il­
dung einen großen S chritt voran 
bringen w ird . Ich meine, w ir 
so llten  — darin  stim m e ich m it 
S chu lz-T rieg ia ff vo ll überein — 
zunächst einm al d ie  künftigen 
Ergebnisse abw arten und uns 
im M om ent au f d ie  m it de r ver­
mehrten V erm ögensbildung der 
A rbe itnehm er verbundenen Fra­
gen de r P rak tikab ilitä t und der 
W eite ren tw ick lung der A n lage­
form en konzentrieren. W ir müs­
sen uns a lle rd ings  darüber im 
klaren sein, daß w ir  dam it n icht 
de r V erp flich tung enthoben sind, 
nach M itte ln  zu suchen, um den 
ta riflichen  Investiv lohn zu er­
gänzen. Ich bin de r Auffassung, 
daß fü r d ie  be trieb liche Ebene 
auf de r Basis de r b isherigen 
E rfahrungen ve rfe ine rte  M ode lle  
en tw icke lt w erden können. Dar­
über hinaus w erden w ir  in der 
Bundesvere in igung der Deut­
schen A rbe itgeberverbände  un­
sere V orste llungen über eine 
überbetrieb liche Regelung, d ie 
am Gew inn anknüpft, aber auf 
der G rundlage der F re iw illig ke it 
beruht, w e ite r ausbauen, denn 
man so llte  in de r Ta t staatliche 
E ingriffe  verm eiden, wenn sich 
der e rstreb te  E rfo lg auch durch 
das Engagem ent der gese ll­
schaftlichen K räfte erreichen 
läßt.

WIRTSCHAFTSDIENST 1970A/11 413



ZEITGESPRXCH

Die gewerkschaftliche Konzeption

Heinz O. Vetter, D üsseldorf

In de r durch eine m a rk tw irt­
schaftliche Ordnung geprägten 

Ze itspanne se it Bestehen der 
B undesrepub lik  hat unsere W irt­
schaft, und dam it tendenzie ll der 
Lebensstandard unserer Bevöl­
kerung, einen zuvor nie gekann­
ten, sprunghaften Anstieg erfah­
ren. Ü ber d iesen absoluten Ver­
besserungen de r m aterie llen 
Lebenslage der A rbe itnehm er ist 
jedoch le ide r allzu lange über­
sehen w orden, in welchen Rela­
tionen sich die V erte ilung des 
Sozia lp roduktes vo llzogen hat. 
Schon frühze itig  haben die Ge­
werkschaften darauf h ingew ie­
sen, daß d ie  m arktw irtschaftliche 
Ordnung aus sich heraus nicht 
in der Lage ist, das Postu lat der 
V erte ilungsgerech tigke it zu er­
fü llen. D ie Folge der N ichtbeach­
tung d ieser M ahnung durch die 
reg ie rungso ffiz ie lle  P o litik  über 
nahezu 20 Jahre hinweg ist eine 
U ng le ichgew ich tigke it in der Ver­
te ilung  der von a llen Schichten 
unseres Volkes gem einsam  er­
arbe ite ten Verm ögensw erte, die 
auch von w issenschaftlicher Seite 
als skandalös bezeichnet w o r­
den ist.

Unterschiedliche
Zieivorstellungen

Die E insicht, daß das System 
e iner w ettbew erb lichen M arkt­
w irtschaft auf de r V erte ilungs­
seite e iner K o rrek tu r bedürfe, 
scheint heute A llgem e ingu t und 
eine Selbstverständ lichke it ge­
w orden zu sein. D ieser E indruck 
muß bei oberfläch licher Betrach­
tung der verm ögenspolitischen 
D iskussion entstehen, weil es 
w ohl keine bedeutsam e po li­

tische G rupp ierung m ehr g ib t, 
d ie  n icht en tw eder m it e igenen 
verm ögenspolitischen Vorschlä­
gen hervorgetre ten w äre oder 
zum indest ihre  Aufgesch lossen­
he it gegenüber dem Problem  
der V erm ögensbildung in A rbe it­
nehm erhand bekundet hätte. 
Doch d ieser erste E indruck trüg t. 
E ine genaue Analyse de r Ver­
m ögensbildungspläne bzw. von 
o ffiz ie llen  S te llungnahm en o ffen­
bart vie lm ehr, daß d ie  Z ie lvo r­
ste llungen stark  d iffe rie ren, die 
gem einsam  unter der Devise 
„V erm ögensb ildung in A rb e it­
nehm erhand“ zusamm engefaßt 
werden.

Die G eister scheiden sich zu­
m eist an dem Punkt, an dem 
entschieden w erden muß, ob 
sich d ie  V erm ögensbildung aus 
dem A rbe itse inkom m en des 
A rbe itnehm ers, m öglicherw eise 
un terstü tzt durch staatliche Spar­
förderungsm aßnahm en, ode r aus 
den um verte ilten Gew innen der 
Unternehm en vo llz iehen soll.

Die sogenannte „V erm ögens­
p o lit ik “ des Staates w ar in der 
Vergangenhe it im Schwerpunkt 
auf d ie Förderung der S parw il- 
ügke it angelegt. Das erste  „V e r­
m ögensb ildungsgesetz“ etwa 
schloß d ie  M ög lichke it ta rifve r- 
trag liche r Abm achungen über 
verm ögensw irksam e Leistungen 
zugunsten de r A rbe itnehm er aus, 
das zw eite Verm ögensb ildungs­
gesetz ließ diese zw ar zu, bot 
aber den G ewerkschaften w enig 
Anreize, von dem Gesetz Ge­
brauch zu machen. Beide Ge­
setze fö rderten  le tztlich d ie Be­
z ieher höherer E inkom m en, Per­

sonen also, d ie  wegen der ge­
gebenen Fäh igke it zum Sparen 
e ine r solchen Förderung gar 
n icht bedurft hätten. Verm ögens­
b ildungsgesetze, S parpräm ien- 
und W ohnungsbaupräm iengesetz 
w aren in jedem  Falle darauf an­
gelegt, d ie  E rsparn isb ildung aus 
dem E inkom m en anzureizen, 
n icht aber eine U m verte ilungs­
w irkung  in bezug auf d ie  laufen­
den Verm ögenszuwächse zu er­
zielen.

Umverteilung 
von Vermögenszuwächsen

Durch d ie  N ovellie rung des 
zw eiten V erm ögensbildungsge­
setzes ist fü r d ie  Gewerkschaf­
ten de r Anreiz, das Instrum enta­
rium der T a rifp o lit ik  einzusetzen, 
erheblich gestiegen. Dazu haben 
sow ohl d ie  Ausw eitung des Be­
günstigungsrahm ens auf in der 
Regel 6 2 4 ,-  DM, vo r allem  aber 
auch de r W egfall von Nachteilen 
bei späteren Rentenansprüchen 
und de r P riv ileg ie rung von Be­
ziehern höhere r Einkommen 
durch das geänderte  Förde­
rungssystem — Sparzulage statt 
w ie  b isher Befre iung von Steuern 
und Sozia labgaben — beige­
tragen. D ie fü r d ie  Zukunft zu 
erw artenden Tarifverhandlungen 
w erden nun erw eisen müssen, 
w ie  e rnst d ie  Bere itschaft der 
A rbe itgebe r ist, an der einsei­
tigen Verm ögenskonzentration 
etwas zu ändern. Eine Umvertei­
lung von Vermögenszuwächsen 
kann nur insow e it gelingen, wie 
die ta riflich  vere inbarten  Inve- 
s tiv löhne n icht zu Lasten der 
„n o rm a le n “ E inkom menserhö­
hungen gehen.
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Die Um verteilung vorj G ew in­
nen e rfo rdert d a lie rzusä tz lic fi zu 
Barlohnsteigerungen geza lilte  In- 
vestivlöhne. Äußerungen aus 
dem A rbe itgeberlager lassen 
sciion je tz t d ie m angelnde Be­
reitschaft zu solchen Zugeständ­
nissen erkennen. Die oben in 
bezug auf die scheinbar durch­
gängig vorhandene B ere itschaft 
zur Bel<ämpfung der Verm ögens­
konzentration geäußerte Skepsis 
erweist sich som it auch h ier als 
berechtigt.

Schon aus diesem  Grunde, 
aber auch wegen der un ter be­
stimmten Voraussetzungen ge­
gebenen M öglichke it de r Ü ber­
wälzung erschein t den Gev,/erk- 
schaften der Weg, m it H ilfe  des 
investivlohnkonzepts das Ver­

m ögensverte ilungsprob lem  zu 
lösen, nu r begrenzt w irksam  zu 
sein. D iese B eurte ilung bedeutet 
jedoch keineswegs einen beab­
s ich tig ten  V erzicht auf ta rifve r­
trag liche Abschlüsse über ver­
m ögensw irksam e Leistungen. Sie 
fü h rt v ie lm ehr zu d e r Konse­
quenz, daß a 11 e i n e m it H ilfe 
von Investiv lohnvere inbarungen 
e ine Ä nderung d e r Verm ögens­
verte ilung n icht zu erre ichen ist. 
Nach gew erkschaftlicher Auffas­
sung muß d ie  „ve rm ögensw irk­
sam e“ T a rifp o lit ik  durch das 
System e ine r überbetrieb lichen 
E rtragsbete iligung e rgänzt w er­
den. Nur durch ein Bündel von 
Maßnahmen werden sich die 
verm ögenspo litischen Z ie le  er­
reichen lassen. M it d ieser Er­

kenntn is erscheinen die ja h re ­
langen A lternativ-D iskussionen 
über den optim alen Weg — Inve­
stiv lohn auf de r einen, überbe­
tr ieb liche  E rtragsbete iligung auf 
de r anderen Seite  — als un­
fruchtbar.

Konzeption des DGB

Die verm ögenspolitische Kon­
zeption  de r deutschen G ew erk­
schaften, w ie  sie in einem Be­
schluß des DGB-Bundesvorstan- 
des vom März dieses Jahres 
zum A usdruck gekom m en ist, 
en thä lt demnach zusam m enge­
faßt fo lgende  Punkte:

□  Zwischen Ersparnis und Ver­
m ögensbildung muß deutlich  un­
terschieden w erden. Maßnahmen

WIRTSCHAFTSDIENST 1970/Vll 415



ZEITGESPRXCH

de r Sparfö rderung, w eitgehend 
aber auch Investiv lohnverein- 
barungen dienen der E rsparnis­
b ildung, n icht aber de r Umver­
te ilung  zukün ftige r Verm ögens­
zuwächse.

Q  S taatliche Förderung der Er­
sparn isb ildung w ird  von den Ge­
w erkschaften begrüßt, sow eit sie 
gez ie lt auf Bezieher k le ine r und 
m ittle re r E inkom m en ausgerich­
te t ist.

□  Die G ewerkschaften werden 
bestreb t sein, ihre ta rifve rtrag ­
lichen M öglichke iten zu nutzen. 
Sie sprechen sich jedoch gegen 
Bestrebungen aus, auf gesetz­
lichem W ege Investiv löhne zu 
verordnen, w ie  es der soge­
nannte Burgbacher-P lan vo r­
sieht. Die F re ihe it der Tarifver­
tragsparte ien  so llte  dort, w o sie 
w irksam  e ingesetzt werden kann, 
n icht durch gesetzliche Regelun­
gen untergraben werden.

□  Das System  der Erbschaft- 
und Verm ögensteuer muß um­
gesta lte t w erden.

□  A u f gesetzlichem  Weg ist auf 
überbe trieb licher Ebene ein Er­
tragsbete iligungssystem  einzu­
führen.

Betriebliche Gewinnbeteiligung 
von Nachteil

M it diesem  Konzept haben 
sich d ie  G ewerkschaften deutlich 
von anderen Lösungsvorschlä­
gen, w ie  e tw a dem schon er­
w ähnten Konzept des B e te ili­
gungslohns, aber auch von be­
trieb lichen G ew innbete iligungs­

form en abgesetzt. In le tz te r Ze it 
mehren sich d ie Fälle, in denen 
Unternehm en ihren Beschäftig­
ten eine G ew innbete iligung an­
bieten. Ohne die Lau te rke it der 
Absichten in Frage ste llen  zu 
w ollen, müssen d ie G ew erk­
schaften jedoch nachdrücklich 
davor warnen, durch be trieb ­
liches M ite igentum  die Verm ö­
gensverte ilungsprob lem e lösen 
zu w o llen . Gegen d ieses Rezept 
sprechen eine Reihe grundsätz­
licher Bedenken, von denen hier 
nur die nachte iligen W irkungen 
auf d ie  M ob ilitä t, d ie R is iko­
potenzierung bei Koppelung von 
A rbe itsp la tz- und Verm ögens­
ris iko  in einem B etrieb  und d ie 
Tatsache angesprochen w erden 
sollen, daß d ieser Weg a lle  Be­
schäftig ten von der Verm ögens­
b ildung  ausschließt, d ie  in n icht 
gew innabw erfenden W irtschafts­
zw eigen und der ö ffen tlichen 
Verw altung beschäftig t sind.

Aus dem von den G ew erk­
schaften vorgeschlagenen Bün­
del verm ögenspo litischer Maß­
nahmen ist insbesondere das 
System der überbetrieb lichen Er­
tragsbe te iligung  in der letzten 
Z e it -  so auf dem Saarbrücker 
Parte itag der SPD -  d isku tie rt 
w orden. Es so ll h ie r g le ich ver­
m erkt w erden, daß d ie  Ge­
w erkschaften e iner Aufrechnung 
ta rifve rtrag lich  ve re inba rte r ver- 
m ögensw irksam erLe istungen ge­
gen d ie  abzuführenden G ew inne 
— bzw. gegen eine sogenannte 
V erm ögensabgabe — n icht zu­
stim m en können, w eil, w ie  oben 
dargeste llt, d ie  U m verte ilungs­

w irkung  von ta riflichen , verm ö­
gensw irksam en Leistungen be­
grenzt ist.

Überbetriebliche
Ertragsbeteiligung

Ü ber d ie  D eta ils e ine r über­
be trieb lichen E rtragsbete iligung 
w ird  sich m it S icherhe it noch 
eine lebhafte  D iskussion ent­
spannen. D ie gew erkschaftlichen 
Vorschläge sehen b isher als 
„G e rip p e “ e ines solchen Systems 
vor: A lle  Unternehm en, in denen 
sich d ie  K ap ita lakkum u la tion  im 
w esentlichen vo llz ieh t, werden 
durch Gesetz verp flich te t, be­
stim m te Te ile  ihres Gew innes an 
m ehrere Fonds abzuführen, die 
ö ffen tlich  k o n tro llie r t werden. 
Die Fonds geben verzinsliche 
Z e rtifika te  an d ie  A rbe itnehm er 
aus, d ie  nur un te r bestim m ten 
Voraussetzungen ve rflüss ig t w er­
den dürfen.

Bei de r w e ite ren  Ausgesta l­
tung d ieses System s lassen sich 
d ie  G ew erkschaften von den 
G rundsätzen le iten, daß nach­
te ilig e  W irkungen auf Wachstum 
und Beschäftigungslage verm ie­
den w erden  müssen, keine 
neuen M achtgeb ilde  entstehen 
dürfen, d ie  U m verte ilung w irk ­
sam sein, zu personalem  Ver­
mögen führen und schließlich 
eine R ekonzentra tion d e r Ver­
m ögen nach M ög lichke it verh in­
d e rt w erden muß. Ausgehend 
von diesen G rundsätzen werden 
d ie  G ew erkschaften a lle  kon­
s truktiven  D iskussionsbeiträge 
w ürd igen.
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